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Europäische
Solldarpolitik

A lle Initiativen für eine europäi­
sche „Relance“ bestätigen im 

Grunde nur eines: um die Europäi­
sche Gemeinschaft ist es nicht zum 
besten bestellt. Und wiirklich hinter­
lassen die Nachrichten der letzten 
Wochen einen deprimierenden Ein­
druck: Den Außenministern ist es 
nicht gelungen, eine Lösung für den 
britischen Finanzbeitrag zu finden. 
Der Weinkrieg zwischen Frankreich 
und Italien, vor kurzem erst beige­
legt, ist neu entbrannt. Die Zahl der 
Vertragsverletzungen hat sich 1981 
verdoppelt. Das Beihilfenunwesen 
wuchert: Stahl (alle Erzeugerlän­
der) und Textil (Belgien) sind nur die 
aktuellsten Beispiele. Frankreich 
hat eine merkantilistische Strategie 
zur Rückeroberung des Inlands­
marktes eingeleitet. Griechenland 
fordert eine Neuverhandlung seiner 
Beitrittsbedingungen nach briti­
schem Vorbild. Und für einige der 
geplanten Wirtschaftssanktionen 
gegen die Sowjetunion (Einfuhrbe­
schränkungen bei Kaviar und Krim­
sekt) hätte der l^inisterrat den Or­
den wider den tierischen Ernst ver­
dient.

Ist die Gemeinschaft am Ende? 
Sicher ist: hohe und noch wachsen­

de Arbeitslosigkeit, Inflation und 
Leistungsbilanzdefizite lassen die 
nationalen Interessen -  und Inter­
essengegensätze -  in voller Schär­
fe hervortreten. Der innergemein­
schaftliche Verteilungskampf wird 
härter, aus Partnern werden Kon­
kurrenten. Unterschiedliche ord­
nungspolitische Konzeptionen im 
weiten Spektrum zwischen Mitte­
rand und Thatcher (oder auch 
Lambsdorff) sorgen für zusätzli­
chen Zündstoff. Zugleich gilt aber 
auch, daß niemand die Gemein­
schaft zerstören möchte. Erweist 
sie sich bei der Lösung nationaler 
Probleme auch manchmal als lä­
stig, so ist doch evident, daß ihr 
Zerbrechen die Schwierigkeiten der 
Mitgliedstaaten noch multiplizieren 
müßte. Die Dimension der nationa­
len Beschäftigungs- und Haushalts­
probleme verleitet freilich dazu, die 
Belastbarkeit der Partnerländer im­
mer aufs neue zu testen. Die Ge­
meinschaft wird so Tropfen für 
Tropfen ausgehöhlt.

Was ist zu tun, was könnte vor al­
lem die Bundesrepublik Deutsch­
land tun? Rechtliche Schritte allein, 
so notwendig sie im Einzelfall sein 
können, vermögen den gefährli­
chen Trend nicht zu stoppen. Die 
Genscher-Initiative und das franzö­
sische Memorandum klammern, 
ebenso wie die bisherigen Vor­
schläge der belgischen Präsident­
schaft, die Kernprobleme der Ge­
meinschaft aus oder bieten nur 
Scheinlösungen an.

Erforderlich ist aber eine positive 
Strategie der Konfliktminimierung 
im Innern bei Offenhaltung der Ge­
meinschaft nach außen. Ein erstes 
Element einer solchen „gemein­
schaftsstützenden“ Strategie wäre 
die Einsicht, daß unter den derzeiti­
gen Bedingungen eine Konjunktur­
politik, die nach „klassischem“ 
Nachkriegsrezept vor allem auf den 
Export setzt, zumindest teilweise 
ein Abwälzen eigener Beschäfti­
gungsprobleme auf die -  nicht min­
der belasteten -  Partnerländer im­

pliziert. Sie leistet damit dem Pro­
tektionismus Vorschub und ist da­
her letztlich „self-defeating“ . Bin­
nenwirtschaftlich orientierten Maß­
nahmen gebührt deshalb Priorität, 
auch wenn die Leistungsbilanzan­
passung dadurch etwas langsamer 
vonstatten geht. Auf europäischer 
Ebene bietet sich der Versuch ab­
gestimmter Zinssenkungen, wie 
kürzlich bereits praktiziert, an. Die 
„Kosten“ dafür -  Verschlechterung 
der Terms of Trade und importierte 
Inflation aufgrund möglicher Kurs- 
abschwächungen gegenüber dem 
Dollar -  lassen sich bei stabilem in­
nergemeinschaftlichem Kursgefü­
ge und kontrollierter Geldmengen­
expansion in Grenzen halten.

Häufigere Anpassungen der Leit­
kurse im EWS -  ein zweites Ele­
ment dieser Strategie -  würden 
zwar die Stabilitätsprobleme einiger 
EG-Staaten vergrößern. Dennoch 
sind sie unerläßlich, wenn die an­
haltende Verschlechterung der 
Preiswettbewerbsfähigkeit Frank­
reichs und Italiens vor allem zugun­
sten der Bundesrepublik Deutsch­
land, eine weitere Quelle wachsen­
den Protektionismus, gestoppt wer­
den soll. Drittens bieten sich als Al­
ternative zu der zunehmend gefor­
derten stärkeren Abschottung der 
Gemeinschaft nach außen energi­
sche Initiativen zur Schaffung einer 
echten Gemeinschaftspräferenz 
„nach innen“ , d. h. ein rascherer 
Abbau nicht-tarifärer Handels­
hemmnisse im innergemeinschaftli­
chen Verkehr, an. Mitgliedstaaten 
mit besonders hohem Aktivsaldo im 
innergemeinschaftlichen Handel 
könnten dabei vorangehen.

Die akuten Haushalts- und Agrar­
probleme der Gemeinschaft wür­
den auf diese Weise zwar nicht ge­
löst. Wohl aber könnte eine derarti­
ge europäische Solldarpolitik dazu 
beitragen, beschäftigungs- und 
handelspolitische Konflikte zwi­
schen den Mitgliedstaaten zu be­
grenzen und damit ein Klima zu 
schaffen, in dem eine europäische 
„Relance“ doch noch möglich wird.
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